
Briefing aus Bern

Organspende geht 
Nationalräten ans 
Lebendige, Gewalt in 
Asylzentren und die EU 
greift der SVP unter die 
Arme
Das Wichtigste in Kürze aus dem Bundeshaus (145).
Von Reto Aschwanden, Dennis Bühler, Carlos Hanimann und Cinzia Venafro, 06.05.2021

Für einmal war es ungewöhnlich ruhig im Nationalratssaal. Regelrecht ge-
sittet zeigte sich die grosse Kammer, als Christian Lohr von der Mitte-Frak-
tion am frühen Mittwochmorgen im Rollstuhl ans Rednerpult fuhr. 

«Es geht wortwörtlich um Leben und Tod», stellte der Grünliberale Jörg 
Mäder während der Debatte fest. Anders gesagt: Wem «gehören» Organe 
von Verstorbenen und welche Rolle soll der Staat bei Organspenden spie-
len? Anlass für diese Debatte war die Volksinitiative «Organe spenden – 
Leben retten», die das bisherige Schweizer System umkehren will. Heute 
setzt eine Organspende das aktive Einverständnis des potenziellen Spen-
ders voraus, etwa in Form eines Spenderausweises. Wie im europäischen 
Ausland bereits üblich, sollen gemäss der Initiative künjig auch in der 
Schweiz automatisch alle Organspenderinnen sein, ausser Uemand spricht 
sich aktiv dagegen aus. 

Lanciert wurde das Volksbegehren von der Bewegung Jeune Chambre In-
ternational (JCI) Riviera. Pnterstützt wird die Initiative etwa von Swiss 
Transplant, der Schweizerischen Stijung für Organspende und Transplan-
tation. Diese argumentiert, dass in der Schweiz Tausende auf Organe war-
ten, die eigentlich da wären, aber nicht transplantiert werden können. Der 
Bundesrat lehnt die Initiative ab, schlägt aber als indirekten Gegenvor-
schlag eine erweiterte Widerspruchslösung vor: Grundsätzlich dürfen Or-
gane entnommen werden, Angehörige können das aber verweigern, sofern 
keine klare Willensbekundung vorliegt.
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So weit der politische 8rozess. Doch wenns ans «Läbige» geht, wird es emo-
tional und verschwimmen die 8arteigrenzen.

«Man darf den menschlichen Körper nicht als Ersatzteillager sehen», sagte 
Christian Lohr. Er sei aber innerlich zerrissen: «Es ist richtig, dass wir han-
deln müssen. Dass wir Uungen Menschen, die einen Pnfall erleiden oder 
erkranken, Ho7nung geben müssen. Trotzdem dürfen wir den ethischen 
Kompass nicht verlieren.»

Damit spielte er auf die Eidgenössische Ethikkommission an, die eine Wi-
derspruchslösung ablehnt. Trotzdem hat der Bundesrat in seinem Gegen-
vorschlag genau diese aufgenommen, wenn auch deutlich weniger strikt 
formuliert als in der Initiative. Dadurch habe der Bundesrat die Ethikkom-
mission regelrecht desavouiert, kritisierte Lohr.

Innerlich zerrissen zeigte sich in der Organspendenfrage nicht nur Christi-
an Lohr, der Riss geht mitten durch die 8arteien. Aus den meisten Fraktio-
nen gab es zustimmende wie ablehnende Voten. So macht sich mit Lukas 
Reimann ein SV8-Aushängeschild für die Organspende und den Gegenvor-
schlag stark – anders als seine 8artei: Das Freigeben der eigenen Organe sei 
ein «Akt der Nächstenliebe», so Reimann.

Am Ende der mehrstündigen Debatte hat der Nationalrat die Initiative ganz 
knapp mit ÄÄ zu Ä3 Stimmen bei 14 Enthaltungen angenommen. Dem in-
direkten Gegenvorschlag hat die grosse Kammer im Grundsatz – die kon-
kreten 0nderungen im Transplantationsgesetz stehen noch aus – mit 154 
zu 2Z Stimmen bei x Enthaltungen deutlich zugestimmt. Das Geschäj geht 
nun in den Ständerat. 

Pnd damit zum Brie9ng aus Bern

Gewalt in Asylzentren: 14 Sicherheitsleute suspendiert, 
Untersuchung eingeleitet
Worum es geht: Am Mittwoch publizierten WOÜ, «Rundschau» und RTS 
eine gemeinsame Recherche über Sicherheitskräje, die in Asylzentren des 
Bundes Gewalt gegen Asylsuchende ausgeübt haben sollen. Ausserdem 
habe das Sicherheitspersonal Einsatzrapporte gefälscht. Als Reaktion auf 
die Recherchen hat das Staatssekretariat für Migration (SEM) eine e6terne 
Pntersuchung eingeleitet. 

Warum das wichtig ist: Bereits vor einem Jahr berichteten die Wochen-
zeitung WOÜ und die SRF-Sendung «Rundschau» von einem «Klima der 
Gewalt» im Bundesasylzentrum Bässlergut in Basel. Während das Si-
cherheitspersonal damals von aggressiven Asylsuchenden sprach, erho-
ben mehrere Asylsuchende den Vorwurf, die Securitas-Mitarbeiter würden 
sie grundlos schlagen. Das SEM stritt bislang ab, dass es zu unverhältnis-
mässiger Gewalt in den Bundesasylzentren komme. Eine Tonbandaufnah-
me aus dem Asylzentrum im neuenburgischen Boudry soll nun aber zei-
gen, dass Sicherheitskräje beim 8rotokollieren ihrer Einsätze grob über-
treiben und dabei Sachverhalte er9nden, um ihr Verhalten zu rechtferti-
gen. Insgesamt sei es im vergangenen Jahr zu 152; Vorfällen zwischen Si-
cherheitspersonal und Asylsuchenden gekommen. Das SEM habe mittler-
weile 14 Sicherheitsleute suspendiert. In einer Medienmitteilung melde-
te die Migrationsbehörde, sie habe ein internes Audit zur éberprüfung der 
Abläufe und Strukturen veranlasst. Auch Rekrutierung und Weiterbildung 
des Sicherheitspersonals sollen angepasst werden. Üudem habe man seit 
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einigen Monaten zusätzliches Betreuungspersonal angestellt, um mögliche 
KonMikte frühzeitig zu erkennen. 

Wie es weitergeht: Das Staatssekretariat für Migration hat aufgrund der 
Recherchen den ehemaligen Bundesrichter Niklaus Oberholzer mit einer 
e6ternen Pntersuchung beaujragt. Die Ergebnisse sollen nach Abschluss 
verö7entlicht werden. Üudem prüj das SEM, ob es eine Beschwerdestelle 
für Asylsuchende einführen soll.

Bund soll Handydaten von Asylsuchenden auswerten 
dürfen
Worum es geht: «Üeigen Sie bitte Ihr Telefon», ein Satz, den Asylsuchende 
wohl künjig öjer hören. Denn der Nationalrat hat sich dafür entschieden, 
dass Asylsuchende ihr Mobiltelefon oder ihr Tablet aushändigen müssen, 
wenn sie ein Asylgesuch einreichen. Deutlich, mit 1x2 zu N5 Stimmen, ist die 
grosse Kammer der Meinung, dass dieser Eingri7 in die 8rivatsphäre der 
Asylsuchenden gerechtfertigt ist. Dagegen stellten sich S8 und die Grünen. 
Pnter Üwang darf die Herausgabe der Geräte Uedoch nicht geschehen, der 
Nationalrat lehnte einen entsprechenden Antrag ab.

Warum Sie das wissen müssen: Bei 3Z bis ÄZ 8rozent der in die Schweiz 
einreisenden Asylbewerberinnen- und -bewerbern kann man die Identi-
tät nicht nachweisen, weil die meisten keine Ausweispapiere mehr besit-
zen. Doch ohne dass man die Herkunj eines Asylsuchenden zweifelsfrei 
kennt, kann kein Asylentscheid gefällt werden. Also erhoO man sich aus 
den Daten Bewegungspro9le und somit Herkunjsangaben. In Ländern wie 
Deutschland, den Niederlanden, Dänemark und Finnland wird das Asylge-
setz bereits so praktiziert. Pnd vor eineinhalb Jahren führte das Staatsse-
kretariat für Migration (SEM) einen 8ilotversuch in den Bundesasylzentren 
von Chiasso und Vallorbe durch. In 15 8rozent der Fälle konnte man heraus-
9nden, woher die 8erson stammte. Deshalb hinterfragen die Grünen und 
die S8, wie brauchbar diese Daten überhaupt sind. Üum Vergleich: In der 
Schweiz dürfen auch bei einer schweren Strajat wie Mord die Daten aus 
Mobiltelefonen nicht ohne richterlichen Beschluss ausgewertet werden. 

Wie es weitergeht: Das Geschäj kommt nun in den Ständerat. Sollte er 
der 0nderung des Asylgesetzes zustimmen, müssen trotzdem nicht alle 
Asylsuchenden ihre Geräte abgeben. Erst wenn alle anderen Mittel ausge-
schöpj seien und die Identität trotzdem noch ungeklärt ist, soll man darauf 
zurückgreifen können, argumentieren die Befürworter.

Medienfreiheit: Ständeratskommission will Hürden 
für Zensur senken
Worum es geht: Die Rechtskommission des Ständerats verlangt eine Ver-
schärfung der Üivilprozessordnung. Üiel: Medienberichte sollen einfacher 
untersagt werden können. Dagegen wehrt sich unter anderem die Organi-
sation Reporter ohne Grenzen.

Warum Sie das wissen müssen: Gestützt auf Artikel xNN der Üivilprozess-
ordnung können Richterinnen einen Medienbericht vorsorglich verbieten 
oder löschen lassen, wenn einem Kläger dadurch ein «besonders schwerer 
Nachteil» entsteht – ohne die Journalistin oder die Redaktion zum Sach-
verhalt zu befragen. Die Frage, ob die Üensur gerechtfertigt war, beantwor-
tet das Gericht oj erst viel späterP zu einem Üeitpunkt, an dem der Artikel 
unter Pmständen nicht mehr aktuell ist. Gemäss Medienrechtsprofessor 
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Bertil Cottier hat die Einschüchterung der Medien via Gericht zugenom-
men. Auch gegen die Republik wurden bereits sogenannte superproviso-
rische Massnahmen verhängt, etwa im Vorfeld der Berichterstattung über 
den ehemaligen Üuger Regierungsrat Beat Villiger. Nun soll zwar bloss ein 
Wort aus dem Gesetz verschwinden, aber dieses eine Wort macht den Pn-
terschied: «besonders». Gemäss Medienanwalt Matthias Schwaibold sei 
Üensur bisher nur deshalb selten, weil Kläger glaubhaj machen müssen, 
dass ihnen ein «besonders» schwerer Nachteil droht. Das sieht auch De-
nis MasmeUan so, der Generalsekretär von Reporter ohne Grenzen Schweiz. 
Gegenüber dem «Tages-Anzeiger» sagt er, die Wortstreichung sei «eine ge-
fährliche Einschränkung der 8ressefreiheit, die man verhindern muss». Die 
Mehrheit der Rechtskommission hingegen sieht das anders. «Es gibt im-
mer noch zu viele 8resseartikel, die auf Sensationen aus sind, ohne die 8ri-
vatsphäre der betro7enen 8ersonen zu respektieren», sagte Kommissions-
präsident Beat Rieder von der Mitte-8artei.

Wie es weitergeht: Der Ständerat berät voraussichtlich im Juni über die 
Gesetzesanpassung, die vom Bundesrat nicht unterstützt wird. Damit sie in 
Kraj tritt, müsste später auch der Nationalrat zustimmen.

Strafverfolgung: Nationalrat erlaubt vertieDe Analyse 
von -NARSpuren
Worum es geht: Strafverfolgungsbehörden sollen aus DNA-Spuren von 
Tatorten mehr Informationen herauslesen dürfen als bisher. Dies soll es ih-
nen ermöglichen, sich rasch auf einen Täterkreis zu fokussieren und die Er-
mittlungen eQzienter zu führen. Der Nationalrat hat einem entsprechen-
den Vorschlag des Bundesrats zugestimmt. Abgelehnt wurde die Auswei-
tung von den Grünen und einem Grossteil der S8-Fraktion, die vor Racial 
8ro9ling warnten.

Warum Sie das wissen müssen: Bisher darf bei DNA-Spuren nur nach 
ébereinstimmungen mit vorhandenen Gendatenbanken gesucht werden 
und es darf nur das Geschlecht eruiert werden. Neu sollen auch Hinwei-
se auf äusserliche Merkmale wie Haar- und Augenfarbe, Alter oder Her-
kunj herausgelesen werden dürfen. Nationalrat und Bundesrat wollen die 
sogenannte 8hänotypisierung bei allen Strajaten ermöglichen, bei denen 
eine Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren droht. Im Gesetz geregelt 
wird auch der sogenannte Suchlauf nach Verwandtschajsbezug: Ergibt die 
Spur in der DNA-Datenbank zunächst keinen Tre7er, kann die Suche auf 
8ersonen ausgedehnt werden, die aufgrund ihres DNA-8ro9ls mit der ge-
suchten 8erson verwandt sein könnten. Die Gesetzesänderung geht auf 
eine Motion des im vergangenen Jahr verstorbenen FD8-Nationalrats Al-
bert Vitali zurück. Vitali hatte sich daran gestört, dass nach der Vergewal-
tigung einer Uungen Frau in Emmen im Jahr xZ15 zwar die mutmassliche 
Täter-DNA sichergestellt werden konnte, die genetischen Informationen 
von den Ermittlungsbehörden mangels gesetzlicher Grundlagen aber nicht 
vollständig genutzt werden durjen. Die Frau erlitt schwerste Verletzungen. 
Der Täter konnte bis heute nicht gefasst werden.

Wie es weitergeht: Nun geht das Gesetz in den Ständerat. Stimmt auch er 
zu, tritt es in Kraj – sofern kein Referendum ergri7en wird.
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BundesanwaltschaD: Auch der Medienchef muss 
gehen
Worum es geht: Bei der Bundesanwaltschaj kommt es mit den beiden 
Geschäjsleitungsmitgliedern AndrR Marty und Generalsekretär Mario Cu-
riger zu prominenten Abgängen. 

Warum Sie das wissen müssen: In der A7äre Lauber gab es im Üuge der 
Fifa-A7äre bisher erst einen Abgang: Uenen des ehemaligen Bundesanwalts 
Michael Lauber selbst. Mit Marty geht nun auch einer der zentralen Figuren 
der Fifa-A7äre: Als Informationschef hatte der ehemalige SRF-Journalist 
die Geheimtre7en Laubers mit Fifa-Boss Gianni Infantino eingefädelt, an 
die sich angeblich weder Lauber noch Marty erinnern können. Der ausser-
ordentliche Bundesanwalt Stefan Keller, der wegen Befangenheit soeben in 
den Ausstand gezwungen wurde, hatte im Üuge der Ermittlungen ein Straf-
verfahren gegen Marty erö7net.

Wie es weitergeht: Die Bundesanwaltschaj muss sich nun völlig neu auf-
stellen. Doch die unendliche Suche nach einem neuen Bundesanwalt ver-
läuj nach wie vor äusserst schleppend. Ende Februar musste Gerichts-
kommissionspräsident Andrea Caroni erneut informieren, dass man sich 
auch im zweiten Anlauf auf keine Kandidaten hat einigen können. Mar-
ty hat bereits einen neuen Job: Er übernimmt ab September bei den SBB 
die Leitung der Kommunikation 8ersonenverkehr. 8ikant: Somit kommt er 
ausgerechnet bei einem staatsnahen Betrieb unter – und das während ein 
Strafverfahren gegen ihn läuj. 

Staatsverträge: Nationalrat versenkt obligatorisches 
-eferendum
Worum es geht: Soll die Stimmbevölkerung über Ueden Staatsvertrag ab-
stimmen müssen, den die Schweiz unterzeichnen will? Bundesrat und 
Ständerat hatten sich dafür ausgesprochen, der Nationalrat aber ist diese 
Woche nicht auf die Vorlage eingetreten.

Warum Sie das wissen müssen: «Die Spielregeln müssen klar sein und die 
Mitspracherechte gestärkt werden», sagte Gregor Rutz von der SV8 im Na-
tionalrat. Alle anderen Fraktionen sahen keinerlei Handlungsbedarf oder 
hielten den Vorschlag des Bundesrats für unausgegoren oder zu weitrei-
chend. Die Regierung hatte obligatorische Referenden für alle Verträge ein-
führen wollen, die Bestimmungen von Verfassungsrang, die Grundrechte 
oder die Organisation und Üuständigkeiten der Bundesbehörden betre7en. 
Der Ständerat änderte die ursprünglich auf eine Motion von FD8-8olitiker 
Andrea Caroni zurückgehende Vorlage ab und wollte auch Verträge, die das 
Verhältnis von Bund und Kantonen regeln, dem obligatorischen Referen-
dum unterstellen. Nach dem Nein des Nationalrats bleibt es dabei, dass die 
meisten völkerrechtlichen Verträge nur dem fakultativen Referendum un-
terliegenP für die Annahme des Vertrags genügt das Volksmehr. Anders ge-
handhabt werden Verträge, mit denen die Schweiz einer supranationalen 
Organisation oder einer Organisation der kollektiven Sicherheit beitritt – 
ein Beispiel aus der Vergangenheit ist der Pno-Beitritt 1;;3, 9ktive Beispiele 
wären Beitritte zur EP oder zur Nato.

Wie es weitergeht: Die Vorlage geht zurück an den Ständerat, der ihr im 
vergangenen Herbst deutlich zugestimmt hatte. Angesichts der klaren Ab-
lehnung im Nationalrat aber ist die Ausweitung des obligatorischen Refe-
rendums auf Staatsverträge wohl zum Scheitern verurteilt.
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Strichliliste der Woche
Damals in der Schule gab es in fast Ueder Klasse einen Üwängli, der wieder 
und wieder die gleiche Frage stellte. Im Nationalrat spielte ab xZ1N der ein-
stige SV8-8räsident Toni Brunner diese Rolle: Session für Session wollte er 
vom Bundesrat wissen, wie viele kriminelle Ausländer mit einem Landes-
verweis bestraj und wie viele tatsächlich ausgeschaO worden waren. Als er 
zurücktrat, übernahm Fraktionschef Thomas Aeschi das Nachfrage-0mtli. 
Doch auch er lief wieder und wieder auf, weil der Bund zwar grundsätz-
lich willig gewesen wäre diese Strichliliste zu führen, sich dabei aber immer 
wieder verhedderte. Schuld wollte keiner sein: Das Bundesamt für Justiz 
zeigte auf das Staatssekretariat für Migration, dieses auf die Statistiker und 
die wiederum auf die Kantone. Wie auf dem 8ausenplatz braucht es auch in 
der 8olitik manchmal einen Pnterstützer, der grösser und stärker ist als der 
eigene Widersacher. Diesen grossen Bruder hat die SV8 nun ausgerechnet 
in der EP gefunden. Die reformiert nämlich das Schengener Informations-
system, die Schweiz muss als Schengen-Staat nachziehen, und wo sie grad 
dabei ist, nimmt sie endlich auch die Ausscha7ungsstatistik an die Hand. 
Allerdings soll es noch bis xZx2 dauern, bis die von der SV8 geforderten 
Üahlen vorliegen. Thomas Aeschi kann seine Frage an den Bundesrat also 
noch ein paar Mal stellen.

Illustration: Till Lauer
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